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Die kürzlich erzielte Einigung von Europäischem Rat, EU-Parla-
ment und Kommission zum Emissionshandel ist ein wichtiger 
Schritt für die europäische Energie- und Klimapolitik. Sie stärkt 
sowohl die Glaubwürdigkeit der längerfristigen Emissionsminde-
rungsziele also auch die Rolle des CO2-Preises für den Strom- und 
den Industriesektor. Wichtiger noch sind die Aufforderungen an 
die EU-Kommission, die Wirksamkeit des EU ETS für den Indus-
triesektor zu überprüfen, mögliche Weiterentwicklungen zu unter-
suchen und gegebenenfalls deren Umsetzung vorzuschlagen.

Die wesentlichen Punkte der Einigung: Der jährliche CO2- 
Emissionsreduktionsfaktor nach 2020 wurde von 1,7 auf 
2,2 Prozent angehoben; die Marktstabilitätsreserve wird von 
2019 bis 2023 jährlich bis zu 24 Prozent an überschüssigen 
Zertifikaten aus dem Emissionshandel aufsaugen; im Jahr 
2024 werden Überschüsse, die über die jährliche Auktions-
menge hinausgehen, gelöscht.

Voraussichtlich werden die Zertifikate demnach zwischen 
2021 bis 2024 wieder knapp. Fallen danach wieder Über-
schüsse an, werden diese automatisch in der Marktstabilitäts-
reserve aufgesaugt, so dass langfristig ein besserer Ausgleich 
zwischen Angebot und Nachfrage erfolgt.

Wenn Mitgliedsstaaten bedeutende zusätzliche Minderungs-
maßnamen ergreifen – kommt es zum Beispiel in Deutschland 
zu einer Stilllegung von Kohlekraftwerken –, können die 
Staaten im entsprechenden Umfang CO2-Zertifikate stilllegen, 
statt diese zu auktionieren. Das vermeidet den sogenannten 
„Wasserbett-Effekt“. Demnach würde ein Teil der eingesparten 
Emissionsmengen kurzfristig von anderen Sektoren und Län-
dern für zusätzliche Emissionen genutzt. Mit der Stilllegung 
von Zertifikaten parallel zur Stilllegung von Kohlekraftwerken 
kann dies nicht eintreten.

Wie erwartet hat die Industrie allerdings beim Thema Carbon 
Leakage höhere Volumen an freier Allokation durchgesetzt, 
und die Zuteilung der Zertifikate orientiert sich jetzt stärker 
an den aktuellen statt historischen Volumen der Produktion. 

Damit ergeben sich zwar Anreize zur Effizienzverbesserung 
der Produktionsprozesse – nicht aber für eine effizientere 
Nutzung von Materialien und klimafreundliche Substitute. 
Ohne Perspektive für längerfristige kommerzielle Nutzung 
von innovativen Technologien werden Anreize, Innovations- 
und Minderungspotentiale zu erschließen, stark geschwächt. 
Das betrifft insbesondere die Produktion und Nutzung von 
Grundstoffen wie Zement oder Stahl – die für ein Drittel der 
weltweiten CO2-Emissionen verantwortlich sind.

Der sogenannte Innovationsfond wurde auf 450 Millionen 
Zertifikate aufgestockt, deren Verkaufserlös der Unterstützung 
von Innovationen, auch bei Grundstoffen, dienen soll. Aber 
ohne eine klare Aussicht auf ein Preissignal für die gesamte 
Wertschöpfungskette haben viele klimafreundliche Technolo-
gien nur sehr eingeschränkte Chancen im Markt.

Ein Lichtblick stellen hierbei die Ergänzungen, die Parlament 
und Rat eingebracht haben, dar. Demnach ist die EU Kommis-
sion aufgefordert, zu prüfen, ob die Maßnahmen ausreichen, 
um die Ziele von Paris zu erreichen – und zu evaluieren, ob die 
Carbon-Leakage-Maßnahmen ersetzt oder ergänzt werden sol-
len. Gegebenenfalls ist die Brüsseler Exekutive in der Pflicht, 
Vorschläge zur Weiterentwicklung des Emissionshandels zu 
machen. Somit haben die Institutionen die Tür für zukünftige 
Verbesserungen aufgemacht.

Unsere Analysen zeigen, dass insbesondere eine Einbeziehung 
des CO2-Verbrauchs intensiver Grundstoffe in den Emissions-
handel ein vielversprechender Ansatz ist. Dadurch können 
Anreize für klimafreundliche Innovationen und Investitionen 
in der Industrie gesetzt werden. Nicht nur Unternehmen 
und Verbände des Stromsektors, sondern auch Akteure der 
Industrie, insbesondere der Grundstoffsektor, werden dann 
den Emissionshandel vollherzig unterstützen.

Eine längere Fassung dieses Gastbeitrags wurde am 13. No-
vember im Energie-Newsletter Background des Tagesspiegels 
veröffentlicht.

Prof. Karsten Neuhoff, Ph.D., Leiter der 
Abteilung Klimapolitik am DIW Berlin 
Der Beitrag gibt die Meinung des Autors 
wieder.
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